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WACHSTUMSPOLITIK

Roif-Dieter Postlep

Förderung der neuen Bundesländer zwischen 
Wachstums- und Verteilungsziel

Gegenwärtig findet ein beträchtlicher Transfer von Finanzmitteln vom alten Bundesgebiet in die 
neuen Bundesländer statt. Welche Konsequenzen ergeben sich hieraus für das Wachstum im 

gesamten Wirtschaftsraum?

Die gegenwärtigen Transferzahlungen von den alten in 
die neuen Bundesländer sind in ihrer Dimension in 

der Geschichte der Bundesrepublik einmalig. Sie wurden 
zunächst relativ unmerklich zum kleineren Teil über Aus
gabenkürzungen (vor allem im Verteidigungshaushalt 
und bei den teilungsbedingten Kosten), hauptsächlich 
aber über Kreditaufnahme finanziert. Gegenwärtig finden 
nun größere Ausgabenumlenkungen von den alten in die 
neuen Bundesländer statt (z. B. im Rahmen des Gemein
deverkehrsfinanzierungsgesetzes), und neben erhöhten 
Sozialversicherungsabgaben wird es ab Mitte 1991 zu 
umfangreichen und auf breiter Ebene merklichen Steuer
erhöhungen kommen. Ein spürbarer Subventionsabbau 
ist zwar angekündigt. An seiner Umsetzung kann nach 
den bisherigen Erfahrungen mit gutem Recht gezweifen 
werden1.

Dieser gesamte Transferprozeß läßt sich auch als 
interregionaler Umverteilungsvorgang von wirtschafts
starken in wirtschaftsschwache Regionen eines gemein
samen Wirtschaftsraums begreifen und damit auf allge
meinerer Ebene in den Zielkonflikt zwischen Wachstum 
und Verteilung einordnen. Diese gegenläufige Zielerrei
chung ist im wirtschaftswissenschaftlichen Schrifttum 
vor allem mit Blick auf das personale Verteilungsziel dis
kutiert worden2, wurde aber immer auch auf das regionale 
Ausgleichsziel bezogen3. Hier stellt sich der Konflikt kon
kret wie folgt dar: Werden diejenigen Regionen eines 
Wirtschaftsraums, die vergleichsweise wirtschaftsstark 
sind und-was empirisch schwer zu klären ist— unterstell
termaßen auch eine höhere Grenzproduktivität aufwei
sen, durch regionale Umverteilungspolitik zugunsten
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wirtschaftsschwacher Regionen in ihren Verfügungs
möglichkeiten über Ressourcen (zu stark) einge
schränkt, so geht dies zu Lasten der Zunahme der Pro
duktionsmöglichkeiten in der gesamten Volkswirtschaft4.

Zielkonflikt

In den folgenden Ausführungen werden Argumente zur 
Stützung der These vorgetragen, daß dieser regional de
finierte Zielkonflikt gegenwärtig im Rahmen des Zusam
menwachsens von Ost- und Westdeutschland vernach
lässigt zu werden droht. Als Konsequenz ergibt sich die 
Gefahr, daß in den wirtschaftsstarken Regionen im We
sten der Bundesrepublik in einer Weise „disincentives“ 
generiert werden, die die wirtschaftliche Entwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland insgesamt negativ be
einflussen, somit das Umverteilungspotential in der Zu
kunft beeinträchtigen und überdies nicht zuletzt aufgrund 
konzeptioneller Schwächen bestehende soziale Frustra
tionen zwischen Ost und West verstärken. Damit soll hier 
keine Auseinandersetzung mit der häufig vertretenen 
These erfolgen, daß die schnelle und umfassende Ein
führung der Marktwirtschaft in den neuen Bundesländern 
(Stichwort: Wirtschafts- und Währungsunion) und der 
nunmehr insgesamt größere Wirtschaftsraum für die 
Bundesrepublik auf lange Sicht ökonomische Vorteile mit

'  Vgl. N. A n d e l :  die S teuertabuisierung und ihre Folgen, in: 
WIRTSCHAFTSDIENST, 71. Jg. (1991), Heft 2, S. 71.

2 Grundlegend A. M. O k u n :  Equality and Efficiency: The Big Trade
off, W ashington 1975; in neuerer Zeit H. Z i m m e r m a n n :  Finanzpo
litik zwischen Wachstum und Verteilung -  Erfahrungen seit 1948 und 
Folgerungen für die Z u ku n ft-, in: Schriften des Vereins für Socialpolitik, 
N.F., Bd. 190, 1989, S. 303 ff.

3 V g l.e tw aH . S i e b e r t :  Goal Conflicts in Regional Growth Policy, in: 
Zeitschrift fü r Nationalökonomie, Heft 2 9 ,1 96 9 , S. 19 ff.

4 Vgl. auch H. Z i m m e r m a n n :  Mehr Wachstum oder mehr Aus
g le ic h ? -  Inhalt und Konsequenzen m öglicher Strategien zur Beeinflus
sung der Verdichtungsräume in Nordrhein-W estfalen, Veröffentlichung 
der Industrie- und Handelskammer Siegen u.a. 1984.
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sich bringen werden5. Vielmehr geht es im folgenden um 
die für die nächste Zukunft zu erwartenden wirtschaftli
chen und sozialen Auswirkungen der laufenden Wirt
schafts- und Finanzpolitik in regional differenzierter Be
trachtung, ohne dabei freilich an dieser Stelle ausführli
cher konzeptionelle Alternativen diskutieren zu können. 
Als Regionen werden dabei zum einen die alten von den 
neuen Bundesländern unterschieden, zum anderen wer
den einige Argumente auf Teilregionen der alten Bundes
republik bezogen (z. B. das Zonenrandgebiet); dagegen 
ist eine regional unterscheidende Analyse innerhalb der 
neuen Bundesländer angesichts der unzureichenden Da
tengrundlage (noch) nicht möglich.

Wachstumseinbußen drohen auf der einen Seite bezo
gen auf den gesamten Wirtschaftsraum allgemein durch 
inflationäre Prozesse im Zuge der Wirtschafts- und Fi
nanzpolitik im vereinten Deutschland, wobei hier regional 
unterschiedliche Wirkungen allenfalls nachgeordnet von 
Bedeutung sind. Auf der anderen Seite drohen Wachs

5 Bezogen auf den Aspekt des vergrößerten W irtschaftsraums warnt
z.B. Spahn vor dem „verbreiteten Trugschluß, allein in der Vergröße
rung des deutschen W irtschaftsgebiets einen W ohlstandsfaktor zu er
blicken“ . H.-P. S p a h n :  Das erste und das zweite deutsche W irt
schaftswunder, in : WIRTSCHAFTSDIENST, 71. Jg. (1991), H eft2, S. 78.

tumseinbußen aber auch bezogen auf die westlichen 
Bundesländer, insbesondere die wirtschaftsstarken Re
gionen im Süden und Westen der alten Bundesrepublik, 
durch die Nachfrage- und Angebotswirkungen der zusätz
lichen Belastungen bei den Verbrauch- und Ertrag
steuern einerseits, und den ausgabeseitig geringeren 
Wachstumsbeitrag im Zuge von Ausgabenkürzungen 
(z. B. im Forschungsbereich) sowie Ausgabenlenkungen 
nach Ostdeutschland andererseits.

Der erstgenannte Inflationsaspekt soll an dieser Stelle 
kurz im Zusammenhang mit den beschlossenen Ver
brauchsteuererhöhungen diskutiert werden, weil diese 
von der Destinatarinzidenz her direkt preiswirksam sind, 
freilich keineswegs allein einen Inflationsprozeß bedin
gen müssen, sondern möglicherweise auch nur vorhan
dene Inflationstendenzen verstärken können.

Wachstumseinbußen durch Inflationsdruck

Der Beschluß, die Lösung des aktuellen Finanzpro
blems zu einem erheblichen Teil über die Erhöhung der 
Verbrauchsteuern zu bewerkstelligen -  neben der Mine
ralöl* und Tabaksteuer ab 1993 spürbar über die Anhe
bung der Umsatzsteuer -  beeinträchtigt das Wachstum

VERÖFFENTLICHUNGEN DES HWWA-INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG-HAMBURG

N EU E R S C H E IN U N G
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der gesamten Volkswi rtschaft über folgende Wi rkungszu- 
sammenhänge: Es kommt über Preissteigerungen zu ei
ner Realeinkommenseinbuße, wenn die Einkommen 
nicht entsprechend steigen. Damit einher ginge bei kon
stanter Konsumquote ein Rückgang der privaten Nach
frage. Denkbar und wahrscheinlicher ist aber, daß insbe
sondere die Gewerkschaften in ihren (ohnehin schon im 
Sinne eines Nachholanspruchs tendenziell hoch ange
setzten) Lohnforderungen die zu erwartenden Preisstei
gerungen antizipieren, und das sowohl in West als auch in 
Ost. Dadurch wird dann zwar das Realeinkommen des 
Beschäftigten in der Tendenz gleichgehalten, aber wahr
scheinlich die „Preis-Lohn-Spirale“ in Gang gesetzt. Die
ser Prozeß wird vermutlich durch die Geldpolitik nicht ge
bremst werden können, da das Zinsniveau nicht weiter 
ansteigen darf, um das gesamtwirtschaftliche Wachstum 
über die Zinskostensteigerungen nicht zu stark zu gefähr
den. Eine solche Bremswirkung ist beispielsweise im 
nichtgewerblichen Bausektor schon zu spüren, wird aber 
durch die kapazitätsauslastende gewerbliche und öffent
liche Baunachfrage noch überlagert. Inflationäre Pro
zesse haben per saldo bislang immer in rezessive Pha
sen geführt. Sie beeinträchtigen aufgrund der allokativen 
Fehllenkungen die gesamte Volkswirtschaft. Eine regio
nal differenzierte Betrachtung dieser Auswirkungen ist 
von daher eigentlich kaum angezeigt. Allerdings wird 
man vermuten können, daß eine inflationäre Preisent
wicklung auf mittlere Sicht die neuen Bundesländer stär
ker trifft, weil sich hier die Schere zwischen Lohnkosten 
und Produktivität -  inflationär aufgebläht -  noch weiter 
öffnet.

Steuerinduzierte Wachstumseinbußen

Es ist angesichts der negativen Verteilungswirkungen 
im Zuge der Verbrauchsteuererhöhungen einerseits und 
der politisch offensichtlich begrenzten Möglichkeiten der 
Ausgabeneinsparungen und -umlenkungen anderer
seits6 unumgänglich, auch direkte Steuern stärker und 
wohl für länger als ein Jahr zu erhöhen, zumal wenn die 
steuerlichen Bemessungsgrundlagen bei sich abschwä
chender Konjunktur in Westdeutschland langsamer 
wachsen sollten. Dafür spricht u.a. auch der Tatbestand, 
daß die hohen aktuellen Schulden in Zukunft sukzessive 
zurückgezahlt und laufend hoch verzinst werden müssen. 
Die Soziallasten werden in der nächsten Zeit vermutlich 
ebenfalls keineswegs geringer, wie die unverändert hohe 
absolute Zahl an Arbeitslosen in Westdeutschland zeigt.

Daß solche Steuererhöhungen im Bereich der Ein
kommens- und Gewinnbesteuerung für eine positive wirt-

6 Vgl. auch N. A n d e l :  Die Steuertabuisierung und ihre Folgen, 
a.a.O., S. 69 ff.
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schaftliche Entwicklung vor allem in Westdeutschland 
hinderlich sind, muß angenommen werden, weil diese 
Zusatzbelastung, ganz im Sinne der wirtschaftspoliti
schen Intentionen, vor allem in den westlichen Regionen 
wegen der hier vergleichsweise hohen Gewinne und Ein
kommen getragen wird. Ob es im Zuge dieser dämpfen
den Effekte zu einem Abbau der Inflation kommt oder ob 
stagflationäre Bedingungen, wie sie aus der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre bekannt sind, Platz greifen, wäre 
eine gesondert zu diskutierende Frage. In jedem Fall ver
schlechtert sich ceteris paribus die Rentabilität der Inve
stitionen nach Steuern, wodurch tendenziell die positive 
wirtschaftliche Entwicklung vor allem in den wirtschafts
starken westlichen Regionen gebremst wird. Überdies 
könnte es dann für die Unternehmen in den alten Bundes
ländern wieder interessanter werden, Kapital ins westli
che Ausland zu exportieren, wenn damit Steuern zu spa
ren sind. Von einem spürbaren freiwilligen „psychologi
schen“ Solidaritätsbeitrag der westdeutschen Wirtschaft, 
der solche „disincentives“ überspringen könnte, kann 
nach den bisherigen Erfahrungen nicht ausgegangen 
werden. Indirekt verschlechtern die fünf neuen Bundes
länder somit ihren Stellenwert als Investitionsstandort, 
sofern nicht zusätzlich durch niedrigere Steuern massiv, 
d.h. über den Wegfall bzw. die Aussetzung der Gewerbe
kapital- und Vermögensteuer hinaus, gegengesteuert 
wird. Dann ist aber in einem einheitlichen Wirtschafts
und Währungsgebiet die Gefahr von Manipulationen bzw. 
steuerlich induzierten Fehlallokationen gegeben, einmal 
ganz abgesehen von den ausfallenden Steuereinnahmen 
für die Gebietskörperschaften in den neuen Bundeslän
dern.

Wenn man davon ausgehen kann, daß sich die steuer
induzierten Wachstumseinbußen in den alten Bundes
ländern vor allem in den wirtschaftsstarken Regionen 
konzentrieren, weil die meisten wirtschaftsschwachen 
Gebiete im alten Bundesgebiet durch ihre neue geostra- 
tegische Lage allgemein einen relativen Aufschwung ver
zeichnen (Konsumgüterangebot, „Sprungbrett“ nach 
Ostdeutschland), dann könnte gerade für diese wirt
schaftsstarken Regionen eventuell ein Ausgleich über 
die EG-Binnenmarkteffekte ab 1993 erwartet werden. 
Hier scheinen aber allgemein etwas übertriebene Erwar
tungen zu bestehen7, u.a. weil der regionale Verteilungs
aspekt nicht genügend gewürdigt wird. Wird nicht die 
Frage der regionalen Umverteilung angesichts zu erwar
tender räumlich asymmetrischer EG-Binnenmarkteffekte 
sehr schnell und verstärkt gestellt werden? Einschrän
kend zu berücksichtigen ist auch, daß sich unter den Mit
gliedsländern vor allem Großbritannien in einer tiefen

7 So etwa im sogenannten „C ecchin i-Bericht“ , vgl. P. C e c c h i n i :  
Europa '92, Der Vorteil des Binnenm arktes, Baden-Baden 1988.
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wirtschaftlichen Krise befindet (für die erste Hälfte 1991 
wird ein Wachstumseinbruch von 3% erwartet).

Wenn auch die meisten der ehemaligen Zonenrandge
biete aus der Vereinigung Deutschlands über die Markt
kräfte wirtschaftlich generell profitiert haben, so darf ein 
gegenläufiger Effekt nicht übersehen werden. Die Ausga- 
benumlenkungen, wie sie z. B. durch die Änderung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes oder die ABM- 
Politik der Bundesanstalt für Arbeit bewirkt werden, ge
hen im alten Bundesgebiet zu einem erheblichen Teil zu
nächst zu Lasten der ärmeren Regionen bzw. der Be
zieher niedrigerer Einkommen, die sich in diesen Regio
nen anteilig konzentrieren. Dadurch werden zwar zu
nächst die gesamtwirtschaftlichen Wachstumsdisincen
tives noch vergleichsweise gering gehalten, es häuft sich 
aber sozialer Konfliktstoff an. Werden die etwa 1,8 Mill. 
westdeutschen Arbeitslosen nicht ohnehin bald erken
nen und politisch artikulieren, daß zur Beseitigung ihrer 
Arbeitslosigkeit keineswegs vergleichbare Anstrengun
gen unternommen wurden und werden? Werden nicht die 
wirtschaftsschwachen Regionen gegen ihre Benachteili
gung politisch protestieren? Insgesamt wird so zusätzlich 
der politisch mögliche Umverteilungsspielraum in Rich
tung Osten begrenzt.

Man könnte nun die These vertreten, daß die geschil
derten wachstumsbeeinträchtigenden Wirkungen in den 
alten Bundesländern durch

□  erstens die aktuell hohe Nachfrage aus Ostdeutsch
land und

□  zweitens den mittelfristig in Gang kommenden 
Wachstumsprozeß in den neuen Bundesländern

überkompensiert werden, d.h., die ökonomischen Erwar
tungen in den Westregionen per saldo positiv bleiben und 
der Wachstumsprozeß der gesamten Volkswirtschaft 
nicht gebremst wird. Beide Positionen erscheinen frag
würdig.

Künstliches Konjunkturhoch

Zur Zeit wird eine regional gespaltene „Konjunktur“ in 
der Bundesrepublik festgestellt, d.h., die Produktion in 
den westlichen Bundesländern läuft, wie zuvor beschrie
ben, nachfragegespeist auf hohem Niveau (mit trotzdem 
noch etwa 1,8 Mill. Arbeitslosen), im Osten ist die Produk
tion vor allem im Verarbeitenden Gewerbe wegen 
schlechter Produktivitätsverhältnisse in weiten Berei
chen zusammengebrochen bzw. ist nur noch in einigen 
Teilbereichen marktwirtschaftlich überhaupt existent 
(insbesondere Bauwirtschaft, Nahrungs- und Genußmit
telgewerbe, einige Dienstleistungsbereiche). Dabei wird 
zur Zeit der volle Umfang des Beschäftigungseinbruchs

noch nicht deutlich, weil die Kurzarbeiterregelung und ta
rifvertraglichen Kündigungsschutzklauseln noch „stüt
zend“ wirken.

Als „künstlich“ ist das Konjunkturhoch in West
deutschland insofern zu bezeichnen, als zur Zeit die Ein
kommen, die im Osten erzielt werden und als Nachfrage 
vorrangig wieder in den Westen fließen, in erheblichem 
Umfang aus Transfers aus dem Westen stammen. Es 
wird also bezogen auf die alten Bundesländer sozusagen 
von einer Tasche in die andere bezahlt. Dieser Prozeß ist 
nur schwer mit keynesianischer Fiskalpolitik im Sinne ei
nes „deficit spending“ zu vergleichen. Hier wird zwar 
Nachfrage stimuliert, aber zumindest gegenwärtig nicht 
nach ostdeutschen Produkten und auch nicht ausgerich
tet auf dort brachliegende Ressourcen. Diese Nachfrage 
trifft vielmehr vor allem auf ausgelastete westdeutsche 
Ressourcen, verstärkt hier kurzfristig den Inflationsdruck 
und ruft mittelfristig deshalb keine ausreichenden Kapa- 
zitäts- und Beschäftigungseffekte hervor, weil die Nach
frage nicht selbsttragend ist, sondern aus dem Transfer
prozeß resultiert und von vielen als vorübergehend ange
sehen wird. Zwar ist 1990 die Zahl der Arbeitsplätze in 
Westdeutschland durchaus spürbar gestiegen. Nur ge
schah dies noch ohne Wirkung der oben beschriebenen 
Finanzierungsbelastungen und damit unter der Illusion, 
aus dem Prozeß der Wiedervereinigung ökonomisch ein
seitig profitieren zu können. Die Situation stellt sich 1991/ 
92 sicherlich etwas anders dar.

Ein pessimistisches Szenario

Mittlerweile verstärken sich die Zweifel, daß einmalige 
Investitionshilfen (zur Zeit bis über 50% der Anschaf- 
fungs- und Herstellungskosten) zumindest kurzfristig der 
erwartet große Anreiz sind und das Wachstum in den 
neuen Bundesländern über eine Minderung der großen 
Kapitalknappheit im gewünschten Umfang stimulieren. 
Entscheidend ist immer die langfristige Rentabilität, und 
hier spielen gemessen an der Produktivität zu hohe Lohn
kosten, Infrastrukturdefizite, Verwaltungsdefizite, Füh
lungsnachteile, Umweltbelastungen usw. zumindest für 
die nächste Zeit vermutlich eine wichtigere Rolle. 
Schließlich: Wenn Investitionspläne bestehen, dann 
nach westlichem Standard, d.h. verbunden mit ver
gleichsweise wenigen Arbeitsplätzen, davon dann noch 
etliche mit westdeutschen Spezialisten besetzt. Beispiel
haft sei auf den Automobilsektor verwiesen: Bei den Au
tomobilwerken in Eisenach wurden einschließlich einiger 
Zulieferbetriebe in der Region etwa 15 000 Arbeitskräfte 
entlassen, Opel plant die Produktion nach den vorliegen
den Informationen mit weit weniger Beschäftigten. Wie
viele davon aus dem Osten Deutschlands kommen wer
den, ist unbekannt.
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Die Realisation vieler solcher Investitionspläne im pri
vaten Sektor muß aber, zumindest was den zeitlichen Ho
rizont anbelangt, mit Fragezeichen versehen werden. 
Eine Investition kann-im  Sinne der unternehmerischen 
Absichten -  nur dann zur Entfaltung kommen, wenn das 
wirtschaftliche, das technische und das soziale Umfeld 
stimmen. Genau dies ist aber in der nächsten Zeit noch 
nicht gegeben, wie mit Hinweis auf veraltete Energiever
sorgung, desolate Verkehrssysteme, marode öffentliche 
Infrastruktureinrichtungen usw. belegt werden kann8. In
sofern ist der oft vorgenommene Vergleich der Situation 
in den neuen Bundesländern mit der der alten Bundesre
publik nach 1945 problematisch. Damals erzwangen die 
totalen Kriegszerstörungen einen vollkommenen 
Neuaufbau, und die Erwartungshaltung der Bevölkerung 
war durchweg gering. In der ehemaligen DDR dagegen 
existieren die meisten Anlagen und Versorgungseinrich
tungen bereits, allerdings in mangelhaftem Zustand. In
sofern kann allenfalls eine funktionale Sanierung erfol
gen, die sich zwar auch der modernsten Technologie in 
Teilelementen bedienen kann, im allgemeinen aber we
sentlich schwieriger und kostspieliger ist als ein Neuauf
bau. Auch sind die Erwartungen der Bevölkerung auf ra
sche Wohlstandsmehrung ausgerichtet (worden), die so 
schnell mit Sicherheit nicht erreichbar sein wird. Ent
täuschte Erwartungen rufen aber individuelle und soziale 
Frustrationen hervor.

In dieses pessimistische Szenario paßt auch der Tat
bestand, daß vor allem die interne Nachfragestimulanz 
nach ostdeutschen Produkten noch viel zu gering ist. 
Selbst wenn nunmehr vor allem öffentliche Auftraggeber 
in der ehemaligen DDR verstärkt Nachfrage entfalten 
(Beispiel: Straßenbau), so wird diese, wie zuvor schon 
angedeutet, zumindest in den Vorleistungen bzw. Vorstu
fen im wesentlichen durch westliche Firmen befriedigt 
werden. Eher am Rande werden kleine und mittlere Bau
firmen und Handwerksbetriebe aus Ostdeutschland ein
bezogen, weil größere Firmen in den neuen Bundeslän
dern wegen zu geringer Produktivität, aber auch weil sie 
weniger flexibel sind, dem Wettbewerb überwiegend 
nicht standhalten können.

Für den wachstumsträchtigen tertiären Sektor (ohne 
öffentliche Einrichtungen) gilt: Das Versicherungs- und 
Bankengewerbe, der Großhandel und der größere Einzel
handel werden von westdeutschen Firmen dominiert. 
Zwar werden in diesen Bereichen Arbeitsplätze für den 
ostdeutschen Arbeitsmarkt bereitgestellt, doch kaum in 
den dispositiven Funktionen. Dies gilt noch stärker für 
das Beratungsgeschäft, abgeschwächt wohl auch für den

8 Vgl. auch H.-P. S p a h n :  Das erste und das zweite deutsche W irt
schaftswunder, a.a.O., S. 77 f.
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Forschungssektor. Allenfalls ortsgebundene, vor allem 
handwerkliche Dienstleistungen breiten sich im Sinne ei
nes autonomen Prozesses in größerem Umfang aus. Ob 
hiervon ein spürbarer Wachstumsschub ausgeht, er
scheint jedoch fraglich.

Der osteuropäische Markt, auf den viele Erwartungen 
gerade in Ostdeutschland gesetzt wurden, ist -  da der 
Handel in harter Währung abgewickelt werden muß -  
quasi ausgefallen. Ob die ins Auge gefaßte Konvertier
barkeit des Rubels hier neue positive Impulse mit sich 
bringt, muß abgewartet werden. Der Zustand der Wirt
schaft in den Ostblockstaaten berechtigt allerdings nicht 
zu großen Hoffnungen. Überdies gilt auch bezogen auf 
eine eventuelle Nachfrage aus Osteuropa: Die Unterneh
men und ihre Produkte in den neuen Bundesländern ste
hen im Wettbewerb mit dem westlichen Angebot. Die 
räumliche Nähe und die bisherigen Erfahrungen im Ost
handel dürften hier keine so großen komparativen Vor
teile mit sich bringen.

Insgesamt erscheint die Beantwortung der Frage, in 
welchen Teilregionen Ostdeutschlands ein sich mittel- 
bis langfristig einstellendes Wirtschaftswachstum sich 
abspielen wird, zur Zeit kaum möglich zu sein. Allenfalls 
deutet sich jetzt schon an, daß die regionalen Entwick
lungsdisparitäten groß sein werden, vermutlich spürbar 
größer als ir> den alten Bundesländern9.

Fehlendes Humankapital

Der Faktor Humankapital ist in Ostdeutschland ge
messen an den Erfordernissen des Arbeitsmarktes 
schwach ausgeprägt bzw. in seinen noch besseren Teilen 
(Stichwort: Facharbeiter) in Westdeutschland beschäf
tigt. Das erscheint vielen als das zur Zeit wichtigste Hin
dernis. Das Humankapital wird auch durch Umschulung, 
Aus- und Weiterbildung nicht so schnell zu qualifizieren 
sein, weil man zwar umfangreich (aber leider auch un
koordiniert) Maßnahmen anbietet und auch durchführt, 
aber die psychologisch-individuelle Basis (Kritikfähig
keit, Kreativität, Flexibilität usw.) fehlt, die gerade für dis
positive Tätigkeiten so wichtig ist. Solche Fähigkeiten 
können nur schwer erlernt werden, sie entwickeln sich 
vielmehr langfristig durch Elternhaus, Schule bzw. Schul
system, Universitätsausbildung, soziales Klima usw., 
sind also letztlich Resultat des Gesellschaftssystems. Ar
beitskräfte aus den neuen Bundesländern werden auf 
dem Arbeitsmarkt-trotz vielleicht formaler Qualifikation 
-  noch einige Zeit in vielen Berufsfeldern diskriminiert 
werden und das auch so empfinden.

9 Vgl. auch Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam twirt
schaftlichen Entw icklung: M arktw irtschaftlichen Kurs halten - Z u r  W irt
schaftspolitik in den neuen Bundesländern, Sondergutachten vom 
13. April 1991, Ziffer 36.
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Selbst wenn jetzt über alle Branchen hinweg höhere 
Tariflöhne, bei allerdings relativ niedrigen Lohnnebenko
sten (Urlaubsregelung usw.), ungeachtet der Produktivi
tät durchgesetzt werden, so kommen diese höheren Ein
kommen nur denjenigen zugute, die Arbeit haben, und 
das werden durch eben diesen Lohnkostendruck tenden
ziell weniger10. Dieser Prozeß verstärkt sich durch die An
kopplung an das westdeutsche Lohnniveau (ab 1994 
100%), weil die aktuell gute Konjunktur in Westdeutsch
land zu hohen produktivitätsgestützten Lohnforderungen 
führt und daran dann die nicht produktivitätsgestützten 
Löhne in Ostdeutschland angebunden sind. Also muß 
erst die Produktivität verbessert werden, doch hier 
schließt sich der Teufelskreis. Daß in Zukunft eine Strate
gie „Vollbeschäftigung durch Lohndifferenzierung“ zum 
Tragen kommen wird, ist durch die Empirie bereits wider
legt” .

Individuelle Demotivation

Insgesamt stellt sich also die Situation und Entwick
lung in den neuen Bundesländern nicht so dar, daß die 
oben beschriebenen dämpfenden Effekte für die west
deutsche Wirtschaft durch Erwartungsstimulierung über
kompensiert werden. Im Gegenteil: Statt einer Auf
bruchsstimmung macht sich in Ost und West eine zuneh
mende Demotivation breit. Zu hohe Erwartungen und teil
weise eine Problemtabuisierung -  vor allem mit Blick auf 
die soziale Zusammenführung von Ost und West -  bre
chen in sich zusammen und rufen Frustrationen hervor. 
Der Prozeß der deutschen Vereinigung wird deshalb zu
mindest in sozialer Hinsicht noch längere Zeit besondere 
Probleme bereiten, vielleicht über Generationen hinweg. 
Zu viele Fragen sind unbeantwortet geblieben. Um nur ei
nige zu nennen: Wer ist in den neuen Bundesländern zur 
Zeit eigentlich in der Lage, die Vielzahl von umfangrei
chen Förderungen sinnvoll zu steuern, so daß von den Er
gebnissen her die Bereitschaft, im Westen finanzielle Op
fer zu erbringen, geschaffen oder vergrößert wird? Wer
den zur Zeit nicht die Grundlagen für große personale 
Verteilungsunterschiede gelegt, weil die Informierteren 
aus dem Osten -  Stichwort „alte Seilschaften“ -  und ins
besondere aus dem Westen die Förderung leicht zu ihren 
Gunsten instrumentieren können? Wird so nicht auch der 
an sich heilsame Druck reduziert, sparsam zu wirtschaf

10 Vgl. auch H.-H. H ä r t e l : Vorschnelle Vereinheitlichung der Tarif
löhne birgt Gefahren, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 71. Jg. (1991), 
Heft 1, S. 7 ff.

11 Vgl. ausführlicher H.-P. S p a h n  : Das erste und das zweite deut
sche Wirtschaftswunder, a.a.O., S. 78.

12 Auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam twirt
schaftlichen Entwicklung bezeichnet den Weg des immer weiter voran
getriebenen Ausbaus der staatlichen Fördermaßnahmen als „überha
stete Aktion“ . Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam t
w irtschaftlichen Entw icklung: M arktw irtschaftlichen Kurs halten -  Zur 
W irtschaftspolitik in den neuen Bundesländern, a.a.O., S. 2.

ten? Die Diskussion über gleichwertige Lebensverhält
nisse als aktuelle Richtschnur der Politik kann zur Zeit je
denfalls nur als ganz fernes Ziel oder als Leerformel emp
funden werden.

Fazit

Zusammenfassend kann man feststellen: Die ökono
mische Problematik der aktuellen Wirtschaftspolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland liegt darin, daß ein mit 
Eigendynamik ausgestalteter und insgesamt wohl zu 
groß dimensionierter interregionaler Umverteilungspro
zeß von den alten in die neuen Bundesländer in Gang ge
setzt wird, der einerseits kein ausreichendes selbsttra
gendes Wachstum in den neuen Bundesländern induziert 
hat, andererseits die Wachstumsgrundlagen in den alten 
Bundesländern nachhaltig schwächen kann. Dabei 
müßte dieser Transfer, um ein selbsttragendes Wachs
tum in den neuen Bundesländern zu bewirken, vor allem 
im Bereich der Subventionen nicht notwendig so umfang
reich sein, dafür aber viel stärker koordiniert und konzep
tionell auf das Wecken und vor allem unterstützende Be
raten von Eigeninitiative ausgerichtet werden.

Die gegenwärtig enorm breite Unternehmensförde
rung ist ohnehin wachstumspolitisch keineswegs nur von 
Vorteil, sondern weist auch Nachteile auf, denn die Unter
nehmen müssen nicht nach Lücken suchen oder erfolg
versprechende Strategien ausarbeiten, weil -  extrem for
m uliert-jede Aktivität im Prinzip die gleiche Förderung 
erfährt, unabhängig von den nachhaltigen Erfolgsaus
sichten12. Zudem ist eine zeitliche Befristung der Subven
tionierung nicht in Sicht, und es besteht insgesamt noch 
keine Transparenz über das ganze Ausmaß des Transfer
bedarfs (Bahn, Post, parafiskalische Einrichtungen usw.). 
Generell gilt ja, daß die für Subventionen eingesetzten 
Mittel an anderer Stelle fehlen, z.B. bei der Erneuerung 
der Infrastruktur. Schließlich führt die wenig differenzierte 
Förderung vielfach zu einem an sich nicht gewollten Ein
kommens- bzw. Gewinnzufluß vor allem im Westen 
Deutschlands, weil hier der einkommens- und gewinn
mehrende Umgang mit staatlicher Förderung seit langem 
praktiziert wird (Beispiel: Beratungsgeschäft).

Insgesamt wird zur Zeit, so scheint es, die nahelie
gende Frage etwas aus dem Blickfeld verloren, ob der in 
Gang gesetzte und in Zukunft gerade auch in seinen kon
sumtiven Komponenten wohl nur schwer beherrschbare 
interregionale Transferprozeß für die gesamte Volkswirt
schaft in der nächsten Zeit überhaupt tragbar ist. Hier 
scheinen Zweifel angebracht. Der Trade-off zwischen 
Wachstum und Verteilung wird zur Zeit zugunsten des 
Verteilungsziels entschieden, ohne hinreichend an die 
ökonomischen Konsequenzen im anderen Ziel bereich zu 
denken.
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